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Hitzefrei?Hitzefrei?



 < Alexander Zimbehl,  
1. Landesvorsitzender
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BBSommer-Siesta 
Sehr geehrte Kolleginnen,  
sehr geehrte Kollegen,
Es ist ein durchaus wiederkehrendes politisches und gleichzeitig 
auch journalistisches Phänomen, insbesondere in der Sommerzeit 
und der parlamentarischen Sommerpause, dass die ein oder ande-
re interessante oder auch weniger interessante Idee beziehungs-
weise entsprechende Themen in die öffentliche Diskussion einge-
bracht werden. Oftmals handelt es sich dann um Meinungen und 
Gedanken, die im Rahmen der alltäglichen politischen Diskussion 
nicht unbedingt Gehör finden.

 < Einführung einer Siesta in Deutschland?

Die Überlegungen des Bundesverbands der Ärztinnen und Ärzte 
des öffentlichen Gesundheitsdienstes in diesem Juli gehören dabei 
mit Sicherheit zu den interessanten und diskussionswürdigen An-
sätzen. So hat der Bundesvorsitzende des Verbandes gefordert, auf-
grund der hohen Temperaturen die Einführung einer Siesta nach 
südeuropäischem Vorbild in Deutschland zumindest zu prüfen. Ziel 
dieses Vorstoßes sei nach seinen Worten, im Sommer die Leistungs-
fähigkeit der Beschäftigten zu stärken und gleichzeitig zum Ge-
sundheitsschutz unserer Beschäftigten beizutragen.

Dieser Vorschlag ist durchaus beachtenswert und dürfte aus Sicht 
eines gewerkschaftlichen Dachverbandes nicht einfach nur als 
Sommerlochthema zu klassifizieren sein, sondern verdient es im 
Minimum, angemessen weiterverfolgt und thematisch intensiviert 
zu werden.

 < Arbeitsschutz muss angepasst werden

Seit vielen Jahren stellen wir fest, dass unsere Sommer immer hei-
ßer werden und die damit einhergehenden gesundheitlichen Belas-
tung für viele unserer Beschäftigten deutlich zunehmen. Dabei muss 
man leider in diesem Kontext auch ansprechen, dass seitens der öf-
fentlichen Arbeitgeber – insbesondere im Vergleich zu vielen Arbeit-
gebern in anderen und vergleichbaren Berufszweigen – in den ver-
gangenen Jahren wenig und in Teilbereichen gar nichts unternommen 
wurde, im Interesse der Beschäftigten hier für Abhilfe zu sorgen. 

Als Niedersächsischer Beamtenbund und Tarifunion haben wir in 
der Vergangenheit, genau wie viele unserer Mitgliedsorganisatio-
nen, bereits mehrfach angemahnt, dass unsere Dienstgebäude 
nicht den energetischen Standards dieser Zeit entsprechen. Wir ha-
ben mehrfach bemängelt, dass Klimageräte oder vergleichbare 
Kühlungsmöglichketen in den meisten Büros nach wie vor Mangel-
ware sind. Auch der Einsatz von Wasserspendern beispielsweise 

findet sich in Büros des öffentli-
chen Dienstes eher selten oder 
wird, wenn überhaupt vorhan-
den, zumeist privat durch die 
Beschäftigten beschafft. 

Teil der energetischen Sanie-
rung kann auch der Einbau elek-
tronisch steuerbarer Außenja-
lousien sein, die die Aufheizung 
der Gebäude verringern und 
durch intelligente Steuerung sogar Lüftungen besser ermöglichen. 
Auch hier besteht bei unseren öffentlichen Dienstgebäuden teil-
weise erheblicher Nachholbedarf – tatsächliche Umsetzungsinitia-
tiven der Landesregierung vermissen wir nach wie vor. 

 < Arbeitszeitanpassung

Der Vorschlag des Verbandes der Amtsärzte geht dabei aber noch in 
eine andere Richtung und berücksichtigt insbesondere die Frage der 
Flexibilisierung von Arbeitszeit. Die Einführung einer ausgedehnten 
Mittagspause, nach Vorschlag des Verbandes und südeuropäischem 
Vorbild Siesta genannt, zielt im Grundsatz darauf ab, sich auch über 
Arbeits- und Präsenzzeiten angesichts der Entwicklung des Klima-
wandels deutlich Gedanken zu machen. Wir haben uns als NBB in 
der Vergangenheit wiederholt dafür ausgesprochen, Arbeitszeiten 
deutlich zu flexibilisieren und bei stetiger Beachtung der Bürger-
interessen gleichzeitig noch mehr im Interesse der Beschäftigten 
auszulegen. Dieser erneute Vorstoß des Verbandes der Amtsärzte 
geht aus diesem Grunde daher durchaus in die richtige Richtung. So 
muss es auch in der öffentlichen Verwaltung möglich sein, standar-
disiert und gleichzeitig flexibel auf eben solche Hitzesituationen re-
agieren zu können und Arbeits- und Präsenzzeiten dann entspre-
chend anzupassen und im Interesse aller zu gestalten.

Gleichzeitig müssen wir aber auch anerkennen, dass es genügend 
Berufe im öffentlichen Dienst gibt, in denen derartige arbeitszeit-
liche Flexibilisierungsmaßnahmen eher problematisch oder in vie-
len Fällen tatsächlich nicht umsetzbar sind. Hierzu gehören insbe-
sondere die Pflegeberufe, genauso aber auch beispielsweise die 
Bereiche Polizei, Feuerwehr sowie Straßen- und Verkehrsbeschäf-
tigte. Aus diesem Grund brauchen wir im Minimum auf Landesebe-
ne und ebenso in der kommunalen Umsetzung endlich einen tat-
sächlichen Hitzeplan, auch und insbesondere für die öffentliche 
Verwaltung. Hier könnten alle wesentlichen Maßnahmen – und 

 < Zur Sache
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bitte nicht erst mit einer Zielrichtung auf das Jahr 2050 hinaus – zu 
wirkungsvollen Paketen, bestehend aus Innovations- und Investi-
tionsmaßnahmen, geschnürt werden. Dazu gehört beispielsweise 
die innovative Fortführung flexibler Arbeitszeitmodelle für die öf-
fentliche Verwaltung, um den steigenden Temperaturen in den 
Sommermonaten noch besser begegnen zu können.

Es muss uns endlich gelingen, durch Infrastrukturmaßnahmen da-
für zu sorgen, dass diejenigen, die aufgrund ihrer beruflichen Ver-
pflichtung eben nicht zeitlich flexibler arbeiten können, die Mög-
lichkeit haben, auch bei einer deutlich steigenden Belastung ihren 
Aufgaben effektiv nachgehen zu können. Es liegt klar im Aufgaben-
bereich und in der Verantwortung des Arbeitgebers, zusammen 
mit Personalvertretungen und Gewerkschaften an solchen Kon-
zepten nachhaltig zu arbeiten, um auch in diesem Segment die nie-
dersächsische Landesverwaltung effektiver und im Interesse eines 
tatsächlichen Gesundheitsschutzes aufzustellen.

 < Mobile Working

So haben wir mit dem Innenministerium auch in direkter Folge und 
durch Auswertung der Erfahrungen der Coronapandemie eine sehr 
flexible 81er-Vereinbarung zum Mobile Working erarbeitet. Nun 
liegt es auch in unserer gemeinsamen Verantwortung, dieses sehr 

lebendige Modell in der Zukunft weiterzuentwickeln und idealer-
weise auch die sich verändernden klimatischen Bedingungen ent-
sprechend und ergänzend mit in die weiteren Planungen aufzuneh-
men.

Auch wenn der Sommer 2023 nunmehr so langsam seinem Ende 
entgegengehen dürfte – wir können und wir dürfen diese klimati-
schen Entwicklungen mit den direkten Auswirkungen auf unsere 
Arbeitswelt nicht aus den Augen verlieren. So werden wir als NBB 
im Kreise unserer verschiedenen Gremien auch diese Entwicklun-
gen nunmehr in Vorbereitung auf das kommende Jahr und damit 
verbundene entsprechende Initiativen im Interesse unserer Be-
schäftigten beraten.

Ich wünsche Ihnen und euch einen schönen Start nach einer hof-
fentlich angenehmen Sommerzeit! 

Ihr/euer

Alexander Zimbehl

Personalratswahlen 2024 
Niedersächsische Personalratswahlen stärken 
Mitarbeiterdemokratie und Mitbestimmung am Arbeitsplatz
In einem Zeichen demokrati-
scher Werte und gesteigerter 
Mitarbeiterbeteiligung finden 
am 27. Februar 2024 die Wahlen 
zu den Personalvertretungen 
und den Jugend- und Auszubil-
dendenvertretungen in Nieder-
sachsen statt. Beschäftigte aus 
verschiedenen Branchen im 
ganzen Bundesland nutzen ihre 
Stimmrechte und wählen Ver-
treterinnen und Vertreter, die 
ihre Interessen repräsentieren 
und Arbeitsplatzanliegen an-
sprechen werden.

Die Personalratswahlen sind 
von hoher Bedeutung, da sie 
den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern die Möglichkeit bie-
ten, ihre Arbeitsbedingungen 
mitzugestalten und sicherzu-
stellen, dass ihre Stimmen von 
der Geschäftsleitung und den 
Entscheidungsträgern gehört 
werden. Diese Räte fungieren 
als Bindeglied zwischen der Be-
legschaft und der Geschäftslei-
tung und schaffen eine Platt-

form für offene Kommunikation 
und konstruktiven Dialog.

Angesichts der sich wandelnden 
Dynamik des Arbeitsmarktes 
und der Auswirkungen der Pan-
demie auf Arbeitsumgebungen 
ist die Rolle der Personalräte 
noch bedeutsamer geworden. 
Niedersachsen hat bemerkens-
werte Veränderungen in der Art 
und Weise erlebt, wie Unter-
nehmen arbeiten, mit einem 
Schwerpunkt auf Telearbeit, fle-
xiblen Arbeitszeiten und dem 
Wohlbefinden der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. Die Per-
sonalratswahlen bieten ihnen 
die Möglichkeit, diese Transfor-
mationen mitzugestalten und 
Richtlinien zu beeinflussen, die 
ihr direktes Leben betrifft.

Kandidatinnen und Kandidaten 
aus verschiedenen Berufen, dar-
unter Gesundheitsfachkräfte, 
Angehörige von Steuer- und Fi-
nanzverwaltung, Polizei, Feuer-
wehr, Verwaltung, Lehrerinnen 

und Lehrer, öffentliche Bediens-
tete und viele weitere, streben 
Positionen in den Personalräten 
an. Sie setzen sich für ver-
besserte Arbeitsbedingungen, 
angemessene Sicherheitsmaß-
nahmen, berufliche Entwick-
lungsmöglichkeiten und die  
Förderung einer gesunden Work-
Life-Balance ein.

Die Wahlen haben sowohl bei 
den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern als auch bei den  
Arbeitgebern großes Interesse 
geweckt. Sie erkennen die Be-
deutung der Einbindung ihrer 
Belegschaft in Entscheidungs-
prozesse an und wissen, dass 
eine motivierte und zufriedene 
Belegschaft für den Erfolg und 
das Wachstum jeder Organisa-
tion von entscheidender Bedeu-
tung ist.

Im Geiste von Demokratie, 
Transparenz und Zusammenar-
beit werden die Ergebnisse der 
Personalratswahlen mit Span-

nung erwartet. Die gewählten 
Vertreterinnen und Vertreter 
werden eine entscheidende Rol-
le dabei spielen, ein harmoni-
sches Arbeitsumfeld zu fördern 
und die Mitbestimmung zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern in Niedersachsen zu 
stärken.

 < Digitale Informations
veranstaltung

Der NBB ist bei diesem Prozess 
unterstützend tätig und bot be-
reits am 13. Juni 2023 eine digi-
tale Informationsveranstaltung 
an. Es wurden vorab Themen 
zur Vorbereitung der Wahlen im 
kommenden Jahr besprochen, 
auch Wünsche zur weiteren 
Vorgehensweise wurden be-
rücksichtigt. Daraus entstand 
ein verbandsübergreifendes 
Motto: „Wirkung kommt von 
wir.“ Eine zweite digitale Infor-
mationsveranstaltung ist für 
den 21. August 2023 um 15 Uhr 
geplant. 
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 < Wahlplakate

Als hilfreiches Material für eine 
erfolgreiche Wahl stellt der NBB 
in diesem Jahr ebenfalls ergän-
zend Wahlplakate zu Verfü-
gung. Diese sollen einheitlich 
die Gemeinschaft des NBB  
repräsentieren und können zu 
gegebener Zeit von den Ge-
schäftsstellen der einzelnen 
Fachverbände bestellt werden. 

 < Informationspostkarte

Da das Thema Umweltbewusst-
sein und Nachhaltigkeit auch 
den NBB betrifft, gibt es dieses 
Jahr erstmalig eine Informa-
tionspostkarte zu den Personal-
ratswahlen. Diese soll als  

Alternative zu der sehr umfang-
reichen Wahlbroschüre der letz-
ten Jahre eingesetzt werden. Es 
befindet sich ein QR-Code zum 
scannen auf der Postkarte, mit 
dem man auf die Seite des NBB 
zu den Personalratswahlen 
2024 gelangt. Die dortigen In-
formationen für Dienststellen 
und Schulen sollen als Orientie-
rungshilfe, insbesondere für die 
örtlichen Wahlvorstände, die-
nen. Ziel ist es, sie in der Erfül-
lung ihrer Aufgaben zu unter-
stützen und ihre Tätigkeit zu 
erleichtern. So beinhaltet die 
Seite zum Beispiel Berech-
nungsbeispiele unter anderem 
für die Aufteilung der Sitze auf 
Frauen und Männer oder die Er-
mittlung der Sitzverteilung bei 

den unterschiedlichen Konstel-
lationen. Muster beziehungs-
weise Vordrucke für Anträge, 
Wahlzettel oder andere hilfrei-
che Dokumente finden Sie dort 
wie gewohnt zur weiteren Ver-
arbeitung und Verbreitung. 

 < Wahlbroschüre

Wer trotzdem nicht auf die ge-
druckte Broschüre „Wahlord-
nung zum Niedersächsischen 
Personalvertretungsgesetz“ ver-
zichten möchte, hat die Option, 
diese über den Fachverband zu 
bestellen. Diese beinhaltet die-
selben Inhalte wie die Website, 
jedoch wird dieses Jahr darauf 
verzichtet, alle Vordrucke und 
Muster mit abzudrucken. 

 < Hybride Schulungen

Ende des Jahres werden durch 
den NBB hybride Schulungen an-
geboten, die alle Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer auf die Wahlen 
und die Arbeit in den Wahlvor-
ständen vorbereiten sollen.

Diese sollen anschließend als 
Multiplikatoren fungieren und 
die Informationen möglichst weit 
streuen, um Kandidatinnen und 
Kandidaten, dem Wahlausschuss 
oder Wählerinnen und Wähler 
eine bestmögliche Vorbereitung 
zu bieten. Informationen hierzu 
werden zeitnah bereitgestellt – 
die Schulungstermine werden vo-
raussichtlich Ende August be-
kannt gegeben. 

 < Postkarten Vorderseite  < Postkarten Rückseite

©
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Klimawandel bewältigen
Auswirkungen auf das Personal im öffent lichen 
Dienst und der Aufruf des NBB zum Handeln
Nach den Grußworten von Alexander Zim-
behl in diesem Magazin ist es dem NBB ein 
großes Anliegen, diese Thematik tiefgreifen-
der in folgendem Artikel zu behandeln.

Mit der fortschreitenden Be-
schleunigung des Klimawandels 
werden dessen Auswirkungen 
weltweit spürbar und überwin-
den geografische Grenzen und 
sozioökonomische Barrieren. Zu 
den am stärksten betroffenen 
Gruppen gehören engagierte 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter des öffentlichen Dienstes, 
die unermüdlich für die Ge-
meinschaften arbeiten, für rei-
bungslose Abläufe von wichti-
gen Dienstleistungen sorgen 
und die öffentliche Ordnung 
aufrechterhalten. Wir wollen 
hier das große Ausmaß der Aus-
wirkungen des Klimawandels 

auf das Personal im öffentlichen 
Dienst beleuchten und gleich-
zeitig die dringende Notwen-
digkeit für gemeinsame Maß-
nahmen hervorheben.

 < Die unvermeidlichen 
Auswirkungen

Der Klimawandel bringt eine 
Vielzahl von Herausforderun-
gen mit sich, die sich direkt auf 
die Arbeitsbedingungen und 
das Wohlbefinden des öffent-
lichen Personals auswirken.  
Extremwetterereignisse wie 

Hurrikane, Waldbrände und 
Überschwemmungen treten 
immer häufiger und intensiver 
auf und belasten die Notfall-
reaktion und das Katastrophen-
management enorm. Ersthelfer 
und Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter von Rettungsdiensten 
zum Beispiel stehen vor bei-
spiellosen Anforderungen, die 
ihre Sicherheit und psychische 
Gesundheit gefährden.

Zusätzlich bringen steigende 
Temperaturen Risiken für Be-
schäftigte im Freien mit sich, wie 
etwa Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Kommunen, Bauar-
beiter und Entsorgungspersonal. 
Hitzebedingte Erkrankungen 
nehmen zu, wodurch verstärkte 
Sicherheitsmaßnahmen am Ar-
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beitsplatz, Pausen und Zugang 
zu ausreichender Flüssigkeits-
zufuhr erforderlich werden.

 < Gesundheit und psychi
sches Wohlbefinden

Die Auswirkungen des Klima-
wandels gehen über die physi-
sche Gesundheit hinaus und  
betreffen auch das psychische 
Wohlbefinden. Das Personal im 
öffentlichen Dienst ist mit trau-
matischen Erfahrungen wäh-
rend Naturkatastrophen kon-
frontiert und wird Zeuge der 
Verwüstungen, die den von  
ihnen betreuten Gemeinschaf-
ten zugefügt werden. Die Flutka-
tastrophe in Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen hatte 
2021 zum Beispiel katastrophale 
Folgen, die bis heute zu sehen 
uns zu spüren sind. Die emotio-
nale Belastung durch den Verlust 
und das Leid kann zu Erschöp-
fung, Mitgefühlsmüdigkeit und 
posttraumatischer Belastungs-
störung (PTBS) führen. Die Ge-
werkschaften müssen sich für 
robuste Unterstützungssysteme 
für die psychische Gesundheit 
einsetzen, um dem Personal zu 
helfen, mit diesen Herausforde-
rungen umzugehen.

 < Belastung der  
Infrastruktur und  
Ressourcenverteilung

Der Klimawandel belastet auch 
die Infrastruktur erheblich und 

beeinflusst die Bereitstellung 
wichtiger Dienstleistungen. 
Häufige Überschwemmungen 
können den öffentlichen Ver-
kehr stören und die Sicherheit 
von Transportarbeitern und 
Pendlern gefährden. Beschädig-
te Infrastruktur lenkt außerdem 
Ressourcen von wichtigen öf-
fentlichen Dienstleistungen ab, 
was sich auf das Personal und 
die Budgetverteilung auswirkt.

 < Der Aufruf der Gewerk
schaft zum Handeln

Angesichts dieser enormen He-
rausforderungen spielen der 
NBB und seine Mitglieds-
gewerkschaften eine entschei-
dende Rolle beim Schutz der In-
teressen des öffentlichen 
Personals. Tarifverhandlungen 
sind dabei von großer Bedeu-
tung, um gerechte Entlohnung, 
verbesserte Arbeitsbedingun-

gen und erweiterte Sicherheits-
protokolle zu sichern. Es ist 
wichtig, sich für klimaresistente 
Infrastruktur einzusetzen, um 
dem Personal im öffentlichen 
Dienst zu ermöglichen, ihre Auf-
gaben auch unter widrigen Be-
dingungen effektiv zu erfüllen.

Darüber hinaus können Auf-
klärungskampagnen gestartet 
werden, um die Öffentlichkeit 
über den Klimawandel und sei-
ne Auswirkungen auf die öffent-
lichen Dienstleistungen zu in-
formieren. Eine Förderung der 
Beteiligung der Gemeinschaft 
an Bemühungen zur Klimaver-
besserung und -anpassung kann 
ein stärkeres Unterstützungs-
netzwerk für das Personal im  
öffentlichen Dienst schaffen.

Die Zusammenarbeit des NBB 
mit Regierungsbehörden und 
politischen Entscheidungsträ-

gern ist entscheidend, um Kli-
mapolitiken zu entwickeln, die 
das Wohlergehen des Personals 
und das Umweltbewusstsein 
priorisieren. Dies umfasst Inves-
titionen in erneuerbare Ener-
gien, nachhaltige Transportsys-
teme und grüne Infrastruktur, 
die nicht nur dem Klimawandel 
entgegenwirken, sondern auch 
Arbeitsplätze schaffen und die 
Belegschaft stärken.

 < Fazit

Der Klimawandel stellt immen-
se Herausforderungen für das 
Personal im öffentlichen Dienst 
dar und erfordert gemeinsame 
Maßnahmen und Solidarität 
von Gewerkschaften und der 
breiteren Gemeinschaft. Durch 
die Förderung klimaresistenter 
Infrastruktur, den Schutz der 
Rechte der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer und die  
Unterstützung der psychischen 
Gesundheit kann der NBB und 
seine Mitgliedsgewerkschaf-
tent an vorderster Front stehen, 
um eine nachhaltige und erfolg-
reiche Zukunft für das Personal 
im öffentlichen Dienst und die 
von ihnen betreuten Gemein-
schaften zu gewährleisten. Ge-
meinsam können wir der Klima-
krise mit Entschlossenheit und 
Widerstandsfähigkeit begeg-
nen und niemanden auf diesem 
entscheidenden Weg zu einer 
grüneren und gerechteren Welt 
zurücklassen. 
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VDStra.-Fachgewerkschaft 
Gespräch mit Olaf Lies, dem Niedersächsischen Minister  
für Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digitalisierung 
Am 16. Juni 2023 waren die Vor-
sitzenden des Landesverbandes 
Niedersachsen-Bremen, Maik 
Pfeiffer, Alexander Jakob und 
Bernd Schröder, sowie der 
Bundesvorsitzende Hermann-

Josef Siebigteroth zu Gast beim 
Niedersächsischen Minister für 
Wirtschaft, Verkehr, Bauen und 
Digitalisierung, Olaf Lies. Im 
Rahmen dieses Gespräches 
wurden schwerpunktmäßig die 

Themen der Niedersächsischen 
Landesbehörde für Straßenbau 
und Verkehr (NLStBV) und die 
anstehende Einkommensrunde 
mit der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder erörtert.

 < Die Landesvorsitzenden 
thematisierten unter an
derem folgende Themen

Die Personalausstattung in der 
NLStBV, die aktuell schwierige 
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Situation der Fach- und Nach-
wuchskräftegewinnung, den 
Sachstand zum überalterten 
Fuhrpark, die Eingruppierung im 
Betriebsdienst, die Situation zu 
konkurrierenden Tarifverträgen 
wie TVöD (Tarifvertrag mit 
Bund und Kommunen), TV-H 
(Tarifvertrag mit dem Land Hes-
sen) und MTV-A (Manteltarif-
vertrag der Autobahn GmbH). 
Alexander Jakob ging auf die ak-
tuell hohen Ausbildungszahlen 
ein und machte deutlich, wie 
wichtig es sei, die Auszubilden-
den nach ihren Abschlussprü-
fungen langfristig zu überneh-
men, gerade mit Blick auf den 
demografischen Wandel und 
die bevorstehenden hohen Per-
sonalabgänge in den kommen-
den Jahren, die alle Bereiche der 
NLStBV betreffen werden. Eben-
so wurde die Personalausstat-
tung der Straßenmeistereien 
angesprochen und wie die wei-
tere Aufstockung des Personals 
der Straßenmeistereien voran-
gebracht werden könne. Hierzu 
sagte Minister Olaf Lies, dass es 
das Ziel sei, 50 bis 60 Millionen 
Euro mehr Haushaltsmittel pro 
Jahr für die NLStBV zur Ver-
fügung zu stellen. Mit diesen 
Mitteln sei dann auch eine Auf-
stockung des vorhandenen Per-
sonalkörpers möglich. 

Maik Pfeiffer sprach die mittler-
weile sehr unterschiedliche 
bundesweite Eingruppierung 
der Beschäftigten im Betriebs-
dienst an. Sowohl bei der Auto-
bahn GmbH, beim Land Hessen, 
im kommunalen Bereich in Bay-
ern und beim Landesbetrieb 
Straßen.NRW würden diese Kol-
leginnen und Kollegen bereits in 
die längst überfällige EG 6  
eingruppiert. Hierzu sagte der 
Minister, dass man sich dafür 
einsetze beziehungsweise an-
strebe, hierfür eine Gesamtlö-
sung mit der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder zu erzielen. 

Bernd Schröder wies hierzu 
nochmals darauf hin, wie wich-
tig diese Thematik sei, um junge 
Kolleginnen und Kollegen lang-
fristig an die Straßenbauverwal-
tung nach ihrer Ausbildung zu 
binden.

Des Weiteren wurde auch die 
Vertretungsregelung im TV-L 
gemäß § 14 gegenüber dem 
MT-V Autobahn und dem TV-H 
thematisiert. Auch hier gebe es 
dringenden Handlungsbedarf. 
Man müsse wieder zur alten 
„Drei-Tage-Regelung“ analog 
zum TVH auch für die Beschäf-
tigten des Geltungsbereich TV-L 
zurückkehren. Der Minister 
nahm auch dieses Thema mit 
für die nächsten Besprechungen 
bezüglich der anstehenden Ta-
rifverhandlungen zum TV-L.

Ein weiteres dringendes Pro-
blem war die Ausstattung der 
Straßenmeistereien mit Fahr-
zeugen und Geräten. Die 
VDStra.-Vertreter gingen hierbei 
auf den veralteten Fuhrpark ein. 
Bis zu 16 Jahre alte Transporter 
mit einer Laufleistung von weit 
über 400.000 Kilometer sowie 
Großfahrzeuge, die bereits mehr 
als 14 Jahre alt seien, fielen stän-
dig aus. In diesem Zusammen-
hang wurden die hohen Pflege- 
und Instandhaltungskosten der 
alten Fahrzeuge und Geräte  
angesprochen. Der Minister 
kannte diese Problematik und 
versicherte gegenüber den 
VDStra.-Vertretern, dass er be-
reits in Gesprächen sei, um 
schnellstmöglich Abhilfe zu 
schaffen. Zudem wurde auch die 
Thematik Frontblitzer angespro-
chen. Der Minister wies darauf 

hin, dass ihm bislang noch keine 
weiteren Ergebnisse zum dazu-
gehörigen Pilotprojekt vorlägen, 
er sich aber darum kümmern 
werde. Die derzeit aktuelle und 
viel diskutierte „Mobilitätsbe-
hörde“, die die Kolleginnen und 
Kollegen stark verunsichere und 
von der sie überwiegend nur aus 
den Medien erfahren hätten, 
sprachen die VDStra.-Vertreter 
selbstverständlich auch. Auf 
Nachfrage, was sich detailliert 
dahinter verberge, führte Minis-
ter Lies aus, dass sich die Be-
schäftigten keine Sorgen ma-
chen brauchten. Hinsichtlich der 
Mobilität müsse man neu den-
ken, damit auch andere Bereiche 
wie Schiene und Wasser mit ein-
bezogen werden können. Das 
Ansinnen von Minister Lies sei 
es, den Verkehr in all seinen Fa-
cetten besser aufeinander und 
miteinander abstimmen und 
vernetzen zu können. Er beton-
te, dass es zu keinen einschnei-
denden Veränderungen im 
NLStBV kommen werde und 
dass man rechtzeitig mit den be-
troffenen Kolleginnen und Kolle-
gen in den Dialog treten werde.

Bundesvorsitzender Hermann-
Josef Siebigteroth ging im Laufe 
des Gesprächs auf die anstehen-
den Tarifverhandlungen mit der 
Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder ausführlich ein sowie die 
diesbezüglich sehr angespannte 

finanzielle Lage bei den Landes-
beschäftigten. In dieser Tarifrun-
de gehe es zum Teil auch darum, 
ob die Länder in Zukunft noch 
ihre Aufgaben vollumfänglich  
erledigen können, wenn die Fluk-
tuation der sehr gut qualifizier-
ten Mitarbeitenden zu besser be-
zahlenden Arbeitgebenden nicht 
gestoppt werde. Weiterhin führ-
te er aus, dass es nicht nur mit ei-
nem deutlichen Einkommens-
plus getan sei. Auch die vonseiten 
der TdL geplante Veränderung 
des Arbeitsvorganges nach § 14 
TV-L dürfe in dieser Form nicht 
umgesetzt werden. Jedes Bun-
desland, das Mitglied der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder sei, 
sollte ein ureigenstes Interesse 
daran haben, dass es einen guten 
und zukunftsweisenden Tarifab-
schluss gebe. In Bezug auch auf 
die zuvor schon erwähnten The-
men sei keine Zeit mehr für 
Sonntagsreden oder monatelan-
ges Feilschen. Die Beschäftigten 
der Länder benötigten ganz drin-
gend ein ordentliches Zeichen 
der Wertschätzung, hierzu biete 
sich die anstehende Einkom-
mensrunde an.

Es war ein sehr intensiver und 
angenehmer Austausch zwi-
schen Minister und den 
Vertretern der VDStra.-Fachge-
werkschaft. Man verabredete 
sich, auch weiterhin im Ge-
spräch zu bleiben. VDStra.

 < Alexander Jakob, Hermann-Josef Siebigteroth, Minister Olaf Lies, Maik Pfeiffer, Bernd Schröder (von links)
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Vorstandssitzung des Regionalverbandes  
Wilhelmshaven-Friesland
Anlässlich der turnusmäßigen 
Vorstandssitzung besuchte der 
1. Landesvorsitzende des NBB, 
Alexander Zimbehl, den Regio-
nalverband Wilhelmshaven-
Friesland für einen intensiven 
Austausch zu aktuellen politi-
schen Themen. So begrüßte der 
regionale Vorsitzende Wolfgang 
Bulla neben dem Landesvor-
sitzenden zahlreiche Mitglieder 
des Regionalverbandes aus den 
unterschiedlichsten Mitglieds-
organisationen. Gleichzeitig be-
richtete Wolfgang Bulla über  
die aktuellen und vergangenen 
Aktivitäten des Regionalverban-
des und die Arbeit im Bereich 
Wilhelmshaven-Friesland.

Kern des Gesprächs waren dann 
sowohl die zurückliegenden Ta-
rifverhandlungen für Bund und 
Kommunen, gleichzeitig aber 

auch ein Ausblick auf die bevor-
stehenden Verhandlungen für 
die Landesbeschäftigten. Dabei 
machten die anwesenden Vor-
standsmitglieder ihre klare Er-
wartungshaltung deutlich, dass 

auch die Landesbeschäftigten 
nicht weiter von der Einkom-
mensentwicklung abgekoppelt 
werden dürften und sich in die-
sem Zusammenhang die per-
sonelle Bedarfssituation, ins-

besondere in den ländlich 
geprägten Gebieten, nicht noch 
weiter verschlechtern dürfe.

Auch die weiterhin ungelöste 
Frage der Beamtenalimenta-
tion, sowohl für die aktiven als 
auch für die passive Beamten-
schaft, spielte in der weiteren 
Diskussion eine wichtige Rolle. 
Gleichzeitig erläuterte Alexan-
der Zimbehl die derzeitigen 
Überlegungen des NBB hinsicht-
lich einer Neustrukturierung der 
Regionalverbände. Gemeinsam 
kam man diesbezüglich überein, 
dass auch in der Zukunft die  
regionale Ausrichtung des NBB 
und die organisationsüber-
greifende Struktur einen we-
sentlichen Teil für die wichtige 
Verbandsarbeit des Beamten-
bundes und Tarifunion darstel-
len müsse und werde. 

 < Der Vorstand des Regionalverbandes Friesland mit dem 1. Landes-
vorsitzenden des NBB, Alexander Zimbehl
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Aktuelles aus unseren Mitgliedsgewerkschaften
 < DPolG 

Messer gehören auf den Tisch 
oder in die Küche und nicht auf 
die Straße – DPolG betrachtet zu
nehmende Zahl von Straftaten 
mit Messern mit großer Sorge

Tostedt, 
Win sen/

Luhe, Lüneburg. In den vergan-
genen zwei Wochen kam es im 
Bereich der Polizeidirektion Lü-
neburg wiederholt zu Straftaten, 
bei denen Messer als Tatmittel 
verwendet oder zumindest mit-
geführt wurden. Hierbei wurden 
mehrere Menschen verletzt.

Die Entwicklung, dass Messer 
vermehrt auch dazu genutzt wer-
den, um Menschen zu verletzen, 
betrachtet der Direktionsverband 
Lüneburg der Deutschen Polizei-
gewerkschaft mit großer Sorge.

Der Vorsitzende des Direktions-
verbandes Lüneburg, Christian-

Tobias Gerlach, findet hierzu 
deutliche Worte: „Messer gehö-
ren auf den Tisch oder in die Kü-
che und die Forderung der Poli-
tik nach einem Messerverbot 
gehört in die Schublade. Beides 
gehört nicht auf die Straße!“

Einer Problemlösung durch ein 
generelles Messerverbot stehen 
wir kritisch gegenüber. Hiermit 
wird lediglich einem Symptom 
begegnet, das eigentliche ge-
sellschaftliche Problem, näm-
lich die zunehmende Gewaltbe-
reitschaft und Enthemmung, 
bleibt hierbei beinahe unbeach-
tet. Spätestens seit den Ver-
schärfungen des Waffengeset-
zes verbietet dieses bereits das 
(Mit)Führen bestimmter Messer 
und stuft andere als derartig ge-
fährlich ein, dass bereits ihr Be-
sitz eine Straftat darstellt.

Derartige Verbote, wie auch 
schon das geforderte „Böllerver-
bot“ (vgl. PM v. 3. Januar 2023), 

schränken alle die ein, die sich an 
Recht und Gesetz halten, nicht 
aber die, die sich hiervon bereits 
abgekehrt haben. Die Entwick-
lung offenbart unseres Erach-
tens ein strukturelles und gesell-
schaftliches Problem, dem nicht 
mit Verboten beizukommen ist.

Jedes Verbot bedarf außerdem 
auch einer Überwachung und 
konsequenter Verfolgung. Die 
Polizei und die Justiz werden 
durch fortwährende Einsparun-
gen zunehmend limitiert, ob-
wohl die Zahl der Aufgaben in 
allen Bereichen zunimmt. Ein 
Verbot entfaltet aber nur dann 
seine volle Wirkung, wenn  
die „Strafe“ sprichwörtlich „auf 
dem Fuße“ folgt.

Gerlach hierzu: „Es mutet an, als 
würden derartige Entwicklun-
gen eine Art Pawlow‘scher Re-
flex in der Politik sowie offen-
sichtlich auch bei einigen 
,Fachleuten‘ auslösen. Ein Ver-

bot scheint eine einfache und 
schnelle Lösung für ein Problem 
zu sein und verschafft einem 
Aufmerksamkeit. Das eigent-
liche, komplexe Problem löst 
man hierdurch nicht.“

Wir fordern deshalb:

 > Keine weiteren Einsparungen 
im Bereich der „inneren Si-
cherheit“.

 > Die Einrichtung von „Messer-
verbotszonen“, die sich an den 
polizeilichen Lageerkenntnis-
sen orientieren.

 > Das Verbot des Verkaufes von 
bestimmten Messern ohne 
Bedürfnisnachweis.

 > Die rechtlichen Voraussetzun-
gen zu schaffen, um an Brenn-
punkten den Einsatz einer  
(KI-gestützten) anonymisier-
ten Verhaltenserkennungs-
software zu ermöglichen.

Der geschäftsführende  
Direktionsvorstand Lüneburg
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 < VNSB

Als justizvollzugspolitischer 
Sprecher der CDULandtags
fraktion Niedersachsen hat An
dré Hüttemeyer aus dem Land
kreis Vechta drei Tage in der JVA 
Bremervörde hospitiert.

Bremervörde. 
Drei Tage am 
Stück: einmal 

von 9 bis 16.15 Uhr und zwei mal 
von 5.45 bis 15.15 Uhr. Die  
Vielfalt der Stationen in 
Hüttemeyers dreitägiger Hospi-
tation ist angelehnt an die un-
terschiedlichen Tätigkeiten im 
niedersächsischen Justizvollzug. 
Federführend organisiert wurde 
die Hospitation von Oliver Ma-
geney, Landesvorsitzender des 
Verbandes Niedersächsischer 
Strafjustizbediensteter (VNSB) 
und Bediensteter in der JVA 
Bremervörde.

Die Hospitation begann mit ei-
nem Gespräch mit der Anstalts-
leitung Dr. Arne Wieben über die 
Vorzüge, aber auch Herausforde-
rungen einer teilprivatisierten 
JVA. Anschließend folgte eine 
kurze Anstaltsbesichtigung, ehe 
es, nach einem gemeinsamen 
Mittagessen, zur Tourendienst-
leitung und in der Sicherheits-
zentrale weiterging. Nach dem 
ersten Tag zog Hüttemeyer 
schon ein Kurzfazit: „Ich habe 
selten eine so saubere und auch 
in Schuss gehaltene JVA gese-
hen. Auch das Mindset in dieser 
Anstalt ist beeindruckend.“

Am zweiten Tag konnte 
Hüttemeyer zunächst dem Sta-
tionsdienst über die Schultern 
schauen. Dabei stand der Ar-
beitsalltag des allgemeinen 
Vollzugsdienstes (AVD) im Vor-
dergrund. Wichtige Tätigkeiten 
sind der Aufschluss, die Haft-
raumkontrolle, die Begleitung 
der Gefangenen zur Freistunde 
oder zu anderen Tätigkeiten 
(Schule, Arbeit). Außerdem 
konnte Hüttemeyer für eine ge-
wisse Zeit der Sprechstunde des 
Sozialen Dienstes beiwohnen.

Am Nachmittag ging es weiter 
in die Betriebe der JVA. Die sinn-

stiftende Beschäftigung der  
Gefangenen ist ein wichtiger 
Bestandteil erfolgreicher Reso-
zialisierung und trägt häufig 
auch zu einer gewissen Ruhe 
unter den Gefangenen bei. Die 
Kontrollen der Gefangenen 
nach der Arbeit sei dabei von 
besonderer Bedeutung, denn 
der Arbeitsplatz biete trotz dau-
erhafter Beobachtung Möglich-
keiten für den Austausch von 
Drogen oder anderen unerlaub-
ten Gegenständen, heißt es 
weiter.

Am letzten Tag konnte der Ab-
geordnete an einer Haftraumre-
vision teilnehmen. Bei der unan-
gekündigten und ausführlichen 
Haftraumkontrolle wurde auch 
ein Drogenspürhund einge-
setzt. „Ich konnte mir bis dato 
nicht vorstellen, wo und wie 
man beispielsweise Handys 
oder auch Drogen verstecken 
kann“, erklärt Hüttemeyer. Er 
staunte, „wie erfinderisch“ Ge-
fangene sein könnten.

Hüttemeyers Fazit: „Die drei 
Tage Hospitation haben mir für 
meine Arbeit im Unteraus-
schuss Justizvollzug und Straf-
fälligenhilfe sehr viel gebracht. 
Mein Verständnis von der Arbeit 
der Bediensteten unter stän-
digem Personalmangel, aber 
auch mit einer immer schwieri-
ger werdenden Gefangenenmi-
schung hat sich massiv erhöht. 
Außerdem habe ich feststellen 
können, dass das Modell einer 
teilprivatisierten JVA in Bremer-
vörde sehr gut funktioniert. So 
haben die Bremervörder bei-
spielsweise keine Probleme, ei-
nen Anstaltsarzt zu bekommen, 

denn die Gesundheitsversor-
gung ist privatisiert und läuft. 
Dies wäre aus meiner Sicht ein 
Modell für alle Anstalten in Nie-
dersachsen.“

Eine weitere Erkenntnis, zu  
der Hüttemeyer gelangte: „Der 
Personalmangel ist gravierend. 
Lange mögliche Besuchszeit-
räume, Krankenhausbewachun-
gen oder auch Ausführungen 
binden viel Personal. Diese 
Punkte gehören optimiert und 
könnten sofort zu einer Linde-
rung der angespannten Perso-
nalsituation führen.“

Es sei wichtig, dass „wir als Ge-
sellschaft die Arbeit der Bediens-
teten mehr wertschätzen. Sie 
leisten tagtäglich einen großen 
Beitrag für unsere Sicherheit, 
ähnlich wie die Polizei und wei-
tere Einsatzkräfte. Diese Wert-
schätzung sollte sich auch im 
Gehaltsgefüge widerspiegeln.“

Er sei „begeistert von der guten 
Organisation in dieser JVA, der 
Sauberkeit, dem Teamspirit, 
aber auch dem Mindset der An-
staltsleitung, der Bediensteten 
und des privaten Trägers“. Trotz 
der Herausforderungen stehe 
die Anstalt in Bremervörde sehr 
gut da. Darauf könnten alle Be-
teiligten stolz sein.

Anstaltsleiter Arne Wieben gab 
den Dank zurück. „Eine Hospita-
tion in diesem Umfang und in 
der Länge hat noch kein Abge-
ordneter absolviert. Vielen 
Dank, dass Sie sich die Zeit ge-
nommen haben.“ (bz)

 Quelle: VNSB

 < VNL

„Digitalpakt 2.0“ startet erst 
2025 – Umsetzung der Digita
lisierung der Schulen wird da
durch weiter verzögert.

Zum Stand 
der Digita-
lisierung 

von Niedersachsens Schulen er-
klärt Torsten Neumann, Vorsit-
zender des Verbandes Nieder-
sächsischer Lehrkräfte: „Mit der 
Ankündigung des Bundesbil-
dungsministeriums, dass der 
neue „Digitalpakt 2.0“ erst dann 
kommen wird, wenn die Mittel 
des laufenden ersten „Digital-
pakts Schule“ abgerechnet wor-
den sind, wird in Niedersachsen 
die Umsetzung der Digitalisie-
rung unserer Schulen im Stot-
termodus laufen und sich wei-
ter verzögern. Aus Berlin 
verlautbart, dass das im Koali-
tionsvertrag der Ampelregie-
rung vereinbarte Folgepro-
gramm, der „Digitalpakt 2.0“, 
erst für 2025 und auf keinen Fall 
für 2024 geplant ist. 

Wenn nur noch bis Ende Mai 
2024 Anträge aus dem zurzeit 
laufenden Digitalpakt gestellt 
werden können, deren Abrech-
nung mit dem Bund bis Ende 
2025 erfolgen muss, klafft ab 
Juni 2024 eine mindestens 
mehrmonatige Lücke für die 
Neubeschaffung aus dem 
Nachfolgeprogramm. Dieses ist 
erst für 2025 vorgesehen. Das 
bedeutet für viele unserer 
Schulen eine Verzögerung zum 
Beispiel beim Aufbau von 
schuleigenem WLAN oder bei 
der Anschaffung von interakti-
ven Tafeln. Unsere Schulen sind 
bereits durch den eklatanten 
Lehrkräftemangel und den  
dadurch entstandenen Unter-
richtsausfall und die Überbe-
lastung der Lehrkräfte in einer 
schwierigen belastenden Situ-
ation. Da darf das Ausbremsen 
des Digitalisierungsprozesses 
unserer Schulen nicht noch hin-
zukommen. Wir erwarten von 
der Landesregierung tatkräfti-
ge Unterstützung.“

 Quelle: VNL

 < André Hüttemeyer und Oliver Mageney
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